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Konzepte der Repräsentation in Deutschland und den USA
Politiker/innen im kontextualisierten Vergleich
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Forschungskontext
�Das Repräsentationsprinzip ist der zentrale Mechanismus 
politischer Machtübertragung in modernen Demokratien

�Das Verhältnis von Repräsentation, Demokratie und Staat ist 
dennoch immer ambivalent und schafft Legitimitätsprobleme

�Repräsentation ist als politisches Konzept in der Realität 
mehrdeutig, unbestimmt und umstritten (Freeden 2005)

�Theoretische wie empirische politikwissenschaftliche 
Repräsentationsforschung negiert die reflexive Kapazität 
politischer Akteure

Forschungsfrage
Wie reflektieren und begründen Politiker/innen verschiedener politischer Ebenen 
(lokal, regional, national) das Konzept ‚politische Repräsentation‘ in zwei 
kontrastierenden institutionellen und politisch-kulturellen Kontexten?

Ansatz
Akteurskonzepte als

�kulturelle Voraussetzung einer 
autonomen politischen Sphäre (Geertz 1964)

� Elemente praktischer & diskursiver Reflexion 
sozialen Handelns (Giddens 1984)
� Teil eines politisch-kulturellen 

„tool kits“ (Swidler 1986)

Methode
� Fokussierte Interviews 

(Ann Arbor: 13, Göttingen 11), 2002/2003
� induktives Kategorienschema 

(Auerbach/Silverstein 2003)
�Rekonstruktion durch synoptische 

Analyse (Keller/Kluge 1999)
� Fallvergleichende

Interpretation

Design
�Mehrebenensystem 

(lokal, regional, national) 
� Kontrastierender Fallvergleich

� Institutionelle & politisch-kulturelle 
Kontextualität

�zwei lokalisierte Fallstudien: 
- Göttingen (Niedersachsen, Deutschland)

- Ann Arbor (Michigan, USA)

Ergebnisse 
Konzeptcluster „Repräsentation“

Zwei ebenendifferenzierte Konzeptcluster „Repräsentation“ im Spannungsverhältnis 
zwischen liberaler und republikanischer Demokratietradition. Beide Traditionen aber im 
Rahmen eines konsensualen, politisch-kulturellen Repertoires.
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Forschungsperspektive
Politische Akteure konstruieren kontextspezifische Konzepte von Repräsentation 
unter reflexivem Zugriff auf geteilte politisch-kulturelle Konzepte. Diese 
konzeptionellen Sinnzuschreibungen sind zentraler Bestandteil politischer Realität 
(Institutionen, Praktiken, Normen...).
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Reflexions-/Kommunikationsformen
Politiker/innen Ann Arbors kommunizieren die Konzeptcluster stärker
deklarativ, abstrakt und normativ aufgeladen. Häufiger Bezug zu 
komplexeren, historisch gegründeten Konzepten (� „discoursive 
consciousness“; Giddens 1984).
Politiker/innen Göttingens stellen Repräsentationskonzeptionen stärker 
partiell, implizit und ohne weitere Bezüge dar. Eine Begründung findet nicht 
über Normen, sondern über die akzeptierte Praxis statt (� „practical 
consciousness“; Giddens 1984).
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� Ideal der lokalen, zivil-
gesellschaftlichen Selbstregierung

�Repräsentation als 
gemeinwohlorientierte, partzipative 
Politikgestaltung

� normatives Korrektiv

� lokale & nationale Politiker/innen

• Ideal der Politik(er) als Vermittler im 
pluralistischen Interessenwettbewerb

•Repräsentation als Vertretung 
zählbarer Interessenspositionen des 
Wahlkreises

• Dominanz institutioneller Praxis

� regionale Politiker/innen

Liberalismus
Republikanismus

Ein ebenenübergreifendes Konzeptcluster „Repräsentation“. Rückgriff auf kohärente 
und epxlizite Demokratietraditionen nicht möglich, da kein normativ akzeptiertes, 
politisch-kulturelles Repertoire existiert.

�Trennung staatlicher-politischer 
und gesellschaftlicher-
nichtpolitischer Sphäre

� Repräsentation als ‚richtige‘ 
Lösungen für das gesellschaftliche 
Gemeinwohl

� Politiker als Sachexperten im 
parteivermittelten Prozess der 
Politikgestaltung

� Klientelistische Fürsorge über kollektive 
Repräsentationsorgane 
(Interessengruppen, Parteien, Institutionen)

�Parteien & Institutionen als sozialisatorische Instanzen gleichen funktional das 
Fehlen normativ akzeptierter Traditionen aus

� Legitimation durch effektive Praxis

Obrigkeitsstaat
liches Erbe

Moderner 
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� alle Ebenen

Kontextualisierte Interpretation

Politik lernen

Ann Arbor/ USA Göttingen/ Deutschland


